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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ Verſetzt ſind: 


gnädigſt geruht, dem Bankier Alfred Cohn 
in Berlin den Charakter als Kommerzienrat 
zu verleihen. 


Der Regierungsrat von Platen in Osna— 
brück iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung Ne- 
gierungsbezirk Osnabrück ernannt worden. 

Der Regierungsrat Gizycki in Liegnitz iſt 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des Schieds⸗ 


Baugewerkſchuloberlehrer Profeſſor 
Bettner in Höxter nach Königsberg 
i. Pr., Cavael in Dt. Krone nach 
Höxter, Profeſſor Schwarz in Buxte⸗ 
hude nach Eſſen, Möckel in Eſſen nach 
Hildesheim, Weber in Barmen nach 
Eckernförde, Jaekel in Hildesheim 
nach Barmen, Scheld in Poſen nach 
Dt. Krone, Stephan in Aachen nach 
Eckernförde; 


gerichts für Arbeiterverſicherung Regierungs⸗ 
bezirk Liegnitz ernannt und der Regierungsrat 
Heckmann daſelbſt zum 1. November d. J. 
von dieſem Amte entbunden worden. 


der Baugewerkſchullehrer von der Weien 
in Magdeburg nach Königsberg i. Pr. 


Als Baugewerkſchulhifslehrer iſt Ingenieur 
de Gheren nach Breslau überwieſen. 


— 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


Betr. Ausfuhrhandel nach Schweden. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Oktober 1909. 

Eine von der ſchwediſchen Regierung eingeſetzte Kommiſſion hat den Entwurf eines 
neuen ſchwediſchen Zolltarifs nebſt zugehörigem Zolltarifgeſetz ausgearbeitet. Der vom 
3. Mai d. Is. datierte Entwurf iſt vom Reichsamte des Innern in deutſcher Überſetzung 
veröffentlicht worden (Verlag von Ernſt Siegfried Mittler & Sohn, Berlin) und kann im 
Buchhandel für 1,25 ũ „“ bezogen werden. 
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Der Entwurf ſoll dem zu Beginn des folgenden Jahres zufammentretenden ſchwedi⸗ 
ſchen Reichstage vorgelegt werden, und es iſt wahrſcheinlich, daß ſein weſentlicher Inhalt 
Geſetz werden wird. Da der deutſch⸗ſchwediſche Handelsvertrag Ende 1910 abläuft, iſt 
damit zu rechnen, daß in abſehbarer Zeit Verhandlungen über einen neuen Handels 
vertrag mit Schweden auf der Grundlage des neuen Tarifs jtattfinden werden. Es em- 
pfiehlt ſich deshalb, daß die amtlichen Handelsvertretungen alsbald in eine Prüfung des 
Entwurfs für einen neuen Zolltarif und ein neues Zolltarifgeſetz eintreten und etwaige 
Wünſche, die hierbei im Intereſſe unſeres Ausfuhrhandels nach Schweden geltend zu 
machen ſind, mir mitteilen. Ich erſuche Sie, dies vor Ablauf dieſes Jahres zu tun und 
dabei gleichzeitig etwaige Meinungsverſchiedenheiten und Unſicherheiten, die bei der An⸗ 
wendung des geltenden ſchwediſchen Zolltarifs vorgekommen ſind, zur Sprache zu bringen. 
Im Auftrage. 
IIb 10394. von der Hagen. 


An die Handelskammern und kaufmänniſchen Korporationen. 


Betr. Auskunftserteilung durch Konſularbehörden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. Oktober 1909. 

Um die von deutſchen Intereſſenten in Handelsſachen geſtellten Anfragen beantworten 
zu können, ſind die Kaiſerlichen Konſularbehörden bisweilen genötigt, die Mitwirkung einer 
berufsmäßigen Auskunftsſtelle in Anſpruch zu nehmen. Die dadurch entſtehenden baren 
Auslagen fallen, bei dem Mangel an Fonds zu deren Deckung, den Anfragenden zur Laſt. 
Die Kaiſerlichen Konſularbehörden haben bisher im Intereſſe einer raſchen Erledigung der 
an ſie gerichteten Anfragen im allgemeinen von der Einforderung von Koſtenvorſchüſſen 
abgeſehen und die entſtandenen Auslagen nachträglich von den anfragenden Firmen wieder 
eingezogen. Hierbei ſind die genannten Behörden mit ihren Forderungen manchmal auf 
Hinderniſſe geſtoßen. Die Handelskammer in Berlin hat in einem ſolchen Falle dem zu— 
ſtändigen Konſulat die eingeforderten Koſten der Auskunftserteilung aus eigenen Mitteln 
erſetzt und ſich im Anſchluß hieran bereit erklärt, auch in Zukunft in allen Fällen, in welchen das 
Zahlungsunvermögen einer Firma ihres Bezirkes feſtgeſtellt werde, den Konſularbehörden bare 
Auslagen zu erſtatten, um zu verhindern, daß die Erteilung der Auskunft von einem Koſten— 
vorſchuß abhängig gemacht und durch die hierdurch erforderlich werdende Korreſpondenz 
aufgehalten werde. Gleichzeitig hat die genannte Handelskammer angeregt, dieſes Vor— 
gehen im Intereſſe von Handel und Induſtrie den anderen preußiſchen Handelskammern zur 
Nachachtung zu empfehlen. 

Ich halte im Einverſtändniſſe mit dem Herrn Miniſter der auswärtigen Angelegen— 
heiten dieſe Anregung für beachtenswert. Im Intereſſe einer raſchen und zweckent— 
ſprechenden Auskunftserteilung iſt es erforderlich, daß die Kaiſerlichen Konſularbehörden 
mit Sicherheit auf einen Erſatz der ihnen durch die Auskunftserteilung erwachſenden 
Auslagen rechnen können. 

Sofern mir nicht bis zum 15. November d. J. eine gegenteilige Außerung zugeht, 
nehme ich an, daß die Handelsvertretung bereit iſt, ſich dem Vorgehen der hieſigen Handels— 
kammer anzuſchließen. 

Im Auftrage. 
IIb 9674. von der Hagen. 


An die geſetzlichen Handelsvertretungen (mit Ausnahme der Handelskammer in Berlin). 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 
In Verfolg des Erlaſſes vom 6. v. M. (SMBl. S. 388). 

Der Führer des Fiſchdampfers „Dithmarſchen“, dem durch den Spruch des See⸗ 
amts in Hamburg vom 18. Auguſt d. J. die Befugnis zur Ausübung des Schiffer⸗ 
gewerbes entzogen worden iſt, heißt nicht „Schuhmann“, ſondern: „Schümann, Markus 
Hinrich“. 


— — 
Dem Schiffer auf kleiner Fahrt Friedrich Chriſtian Gottlieb Köpper, geboren am 
15. Oktober 1862 in Hespe, iſt durch den Spruch des Seeamts in Emden vom 1. Oktober d. J. 
die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes entzogen worden. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Beſchußanſtalt in Suhl. 


Geſchäftsanweiſung für die Veſchußanſtalt in Suhl. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


81. 
Aufgabe und Dienſtſtellung der Anſtalt. 

Die Beſchußanſtalt in Suhl hat die Aufgabe, die Läufe und Verſchlüſſe der Hand⸗ 
feuerwaffen nach Maßgabe der Vorſchriften des Reichsgeſetzes vom 19. Mai 1891 (RGBl. 
S. 109) und der dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen auf Haltbarkeit und zweck 
95 1 Herſtellung zu prüfen und mit den vorgeſchriebenen Prüfungszeichen zu 
verſehen. 

Der Prüfung werden, ohne Rückſicht auf den Ort ihrer Herſtellung, Handfeuerwaffen 
jeder Art ſowie Läufe mit und ohne Verſchlüſſe unterworfen, die zu dieſem Zwecke bei 
he en eingeliefert werden und nach ihrer Beſchaffenheit den Vorſchriften 
entſprechen. 

Die Aufſicht über die Beſchußanſtalt führt der Regierungspräſident in Erfurt. 
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Verkehr mit den Einlieferern. 

Waffen oder Waffenteile ſind koſtenfrei der Beſchußanſtalt zu übergeben und nach der 
Prüfung ohne Verzug wieder in Empfang zu nehmen. Die Rückbeförderung auswärtiger 
Sendungen, je nach Wunſch durch die Poſt oder Eiſenbahn, vermittelt die Beſchußanſtalt. 
Muß das Verpackungsmaterial wegen ſchlechter Beſchaffenheit erneuert werden, ſo ſind die 
Koſten von dem Einſender zu tragen. 

Alle durch die Einlieferung und Rückſendung der Stücke entſtehenden Koſten fallen dem 
Einſender zur Laſt. 

Die Erledigung der Aufträge hat mit tunlichſter Beſchleunigung zu erfolgen, dabei 
find die eingelieferten Stücke pfleglich zu behandeln. Bei der Rückſendung iſt als Begleit- 
ſchein der Forderungsnachweis beizufügen. 


8 3. 
Den Einlieferern von Waffen und Waffenteilen iſt nur das Betreten des Warte— 


raums geſtattet. 

Reparaturen an Läufen und Verſchlüſſen werden von der Anſtalt in der Regel nicht 
vorgenommen. Der Direktor iſt indeſſen ermächtigt, in einzelnen Fällen Ausnahmen zu 
geſtatten. Die Koſten ſolcher Reparaturen fallen dem Einſender zur Laſt. 

Die Geſchäftsſtunden werden von der Aufſichtsbehörde nach Anhörung des Beirats 
und des Direktors feſtgeſetzt. 


II. Beirat. 


§ 4. 
Zuſammenſetzung. 

Der Beirat beſteht aus dem Landrate des Kreiſes Schleuſingen als Vorſitzenden, dem 
Bürgermeiſter der Stadt Suhl als ſtellvertretenden Vorſitzenden und vier Gewehrinduſtriellen 
aus der Stadt Suhl, die von der Aufſichtsbehörde auf die Dauer von drei Jahren ernannt 
werden. 
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Der Beirat verſammelt ſich in der Regel vierteljährlich einmal, im übrigen entſcheidet 
der Vorſitzende über die Zuſammenberufung. Dieſe muß erfolgen, wenn ſie von mindeſtens 
drei Mitgliedern ſchriftlich beantragt wird. 


8 5. 
Zuſammenberufung. 

Der Vorſitzende beruft die Mitglieder des Beirats brieflich gegen Empfangsbeſcheinigung. 
Der Beirat iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden oder ſtellvertretenden Vorſitzenden 
mindeſtens drei Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchlußfaſſung erfolgt nach Stimmenmehrheit; 
bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Der Direktor, der Kreisbaubeamte, der Kreisarzt ſowie der Gewerbeaufſichtsbeamte 
können zu den Sitzungen mit beratender Stimme zugezogen werden. 


5 G. 
Geſchäftsgang. 

Der Vorſitzende vertritt den Beirat nach außen und regelt den Geſchäftsgang des 
Beirats. Dabei kann einzelnen Mitgliedern des Beirats die Wahrnehmung beſtimmter 
Geſchäfte übertragen werden. 

Die Mitglieder des Beirats ſind nach vorheriger Anmeldung beim Direktor jederzeit 
zur Beſichtigung der Anſtalt berechtigt. 


SEE 
Aufgaben. 


Der Beirat hat auf eine geordnete und ſparſame Verwaltung hinzuwirken und die 
Abſtellung von Mängeln oder Einführung von Verbeſſerungen bei der Aufſichtsbehörde in 
Vorſchlag zu bringen, ſofern durch unmittelbare Einwirkung auf den Direktor ein Erfolg 
nicht erzielt wird. 

Soweit die Ausgaben nicht durch den Staatshaushaltsetat feſtgelegt ſind, hat der 
Beirat im erſten Vierteljahre jedes Kalenderjahrs einen Voranſchlag über die Ausgaben und 
Einnahmen aufzuſtellen und der Aufſichtsbehörde zur Genehmigung einzureichen. 

Der Beirat iſt verpflichtet, auf Erſuchen der Aufſichtsbehörde Gutachten über die 
Ausführung des Reichsgeſetzes vom 19. Mai 1891 und über den Betrieb der Anſtalt zu 
erſtatten. 

8 Die Buch⸗ und Rechnungsführung der Anſtalt wird von der Aufſichtsbehörde nach 
Anhörung des Beirats geregelt. 


III. Perſonal der Beſchußanſtalt. 


88. 
Perſonal im allgemeinen. 
Das Perſonal der Beſchußanſtalt beſteht bis auf weiteres aus: 


dem Direktor, 

dem 1. und 2. Beſchußmeiſter, 
den Beſchußaſſiſtenten, 

dem Pförtner, 

den Arbeitern. 


Während der Geſchäftsſtunden hat ſich das ganze Perſonal in den Betriebsräumen 
aufzuhalten. Jeder Beamte und jeder Arbeiter iſt ungeachtet des ihm beſonders über⸗ 
wieſenen Geſchäftskreiſes zur Ausführung der im Betriebe vorkommenden Arbeiten ohne 
beſondere Aufforderung verpflichtet. Zur Gewährung von Urlaub, der die Zeitdauer von 
3 Tagen überſchreitet, an die Beamten der Anſtalt iſt ausſchließlich die Aufſichtsbehörde 
uſtändig. 

1 Die Kaſſengeſchäfte werden bis auf weiteres von dem Forſtkaſſenrendanten in Suhl 
nebenamtlich wahrgenommen. 


e 


89. 


Direktor. 


Dem Direktor obliegt die Leitung und Überwachung des inneren Geſchäftsbetriebs 
ſowie die Fürſorge für die Brauchbarkeit und Vollſtändigkeit der Geräte und Beſchuß⸗ 


be 
materialien. Er führt die Beſtandsnachweiſungen über die Beſchußmaterialien und die 
Stempel. 

Der Direktor iſt ferner für eine geordnete und ſparſame Geſchäftsführung und, aus⸗ 
ſchließlich die Kaſſenverwaltung, für das ganze Rechnungsweſen ſowie für die Richtigkeit 
der en verantwortlich. Er führt das Inventarienbuch und berichtigt es nach Zu- 
und Abgang. 

Der Direktor vertritt die Anſtalt nach außen, zeichnet die Schriftſtücke und verteilt 
die Geſchäfte unter die Beamten und Arbeiter, deren unmittelbarer Vorgeſetzter er iſt. Von 
allen wichtigen Angelegenheiten und Anordnungen hat er dem Vorſitzenden des Beirats 
ſofort Mitteilung zu machen. 


$ 10. 


Der Direktor hat die Beamten der Anftalt auf die gewiſſenhafte Erfüllung der Dienit- 
obliegenheiten ihres Amtes zu verpflichten, er ſelbſt wird von der Aufſichtsbehörde ver⸗ 
pflichtet. In Fällen der Behinderung wird er von den Beſchußmeiſtern nach Maßgabe 
des Dienſtalters vertreten. 

Der Direktor kann den Arbeitern Urlaub auf die Dauer von 24 Stunden erteilen, 
in allen übrigen Fällen bedarf es der Zuſtimmung des Vorſitzenden des Beirats. Von 
allen Erkrankungen der Beamten und Arbeiter iſt dem Vorſitzenden des Beirats ſofort 
Mitteilung zu machen. 


§ 11. 
Beſchußmeiſter. 

Den Beſchußmeiſtern obliegt insbeſondere das Laden, Prüfen und Abſtempeln der 
Läufe und Waffenteile unter ſtrenger Befolgung der beſtehenden Vorſchriften. Mit den 
vorgeſchriebenen Prüfungszeichen dürfen nur diejenigen Stücke verſehen werden, welche die 
Prüfung beſtanden haben. Eine Vernichtung fehlerhafter Stücke iſt erſt zuläſſig, wenn ſich 
die Beſchußmeiſter die Überzeugung verſchafft haben, daß die Stücke durch Reparatur 
ordnungsmäßig nicht wiederhergeſtellt werden können. 

Bei Zweifeln, insbeſondere darüber, welche Lademaße anzuwenden ſind oder ob ein 
der Beſchußprobe unterzogenes Stück zu ſtempeln oder zu verwerfen iſt, haben die Beſchuß— 
beamten die Entſcheidung des Direktors herbeizuführen. 

Der erſte Beſchußmeiſter führt die Amtsbezeichnung „Betriebsinſpektor“. 


§ 12. 
Beſchußaſſiſtenten, Arbeiter und Pförtner. 

Die Beſchußaſſiſtenten ſind den Beſchußmeiſtern zur Aushilfe beigegeben. 

Die Arbeiter werden von dem Direktor auf Kündigung angenommen. Die beider⸗ 
ſeitige Kündigungsfriſt beträgt 14 Tage. Im übrigen finden die SS 123, 124 der Gewerbe⸗ 
ordnung entſprechende Anwendung. Die Zahl und Lohnverhältniſſe der Arbeiter werden 
von der Aufſichtsbehörde nach Anhörung des Beirats feſtgeſetzt. Die Namen der im Be⸗ 
triebe beſchäftigten Arbeiter ſind dem Vorſitzenden des Beirats vom Direktor mitzuteilen. 

Dem Pförtner obliegt die äußere Bewachung der Anſtalt und die Beſorgung der 
Heizungsanlagen. Im übrigen hat er alle den Arbeitern zukommenden Verrichtungen im 
Betriebe zu übernehmen. 


IV. Gebäude, Geräte, Materialien uſw. 
8 13. 
Gebäude. 

Der Direttor hat ſich die Inſtandhaltung der Gebäude angelegen ſein zu laſſen. Zu 
Reparaturen und Veränderungen bedarf er, ſoweit nicht Gefahr im Verzug iſt, der Zu⸗ 
ſtimmung des Beiratrs. 

Der Direktor hat die Richtigkeit der Rechnungen über die baulichen Veränderungen 
und Reparaturen zu beſcheinigen. * g 

Im Mai jedes Jahres hat der Direktor unter Zuziehung des Beirats und des Kreis⸗ 
baubeamten eine allgemeine Baureviſion über alle zur Beſchußanſtalt gehörenden Gebäude, 
Anlagen, Umzäunungen uſw. vorzunehmen und in einer beiderſeitigen Verhandlung feſt⸗ 


zulegen. 
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§ 14. 
Materialien, Geräte uſw. 

Das Beſchußmaterial hat der Direktor in ausreichendem Maße vorrätig zu halten; 
dabei iſt jedoch die Anhäufung wenig gangbarer Artikel ſowie die Gefahr des Verderbens 
zu vermeiden. - 

Ebenſo hat der Direktor dafür zu ſorgen, daß die für den Beſchuß erforderlichen 
Geräte, Werkzeuge, Stempel uſw. ſtets ausreichend vorhanden ſind. Im übrigen bedürfen 
Neuanſchaffungen ſowie größere Anſchaffungen für Brennmaterialien der Zuſtimmung des 
Beirats. 

Der erſte Beſchußmeiſter hat von jedem Stempel vor ſeiner Ingebrauchnahme einen 
Abdruck auf der Stempelkontrolltafel (Zinktafel) zu bewirken. j 

Unbrauchbar gewordene Stücke bleiben Eigentum der Beſchußanſtalt und ſind mit 
dem verſchoſſenen Blei und ſonſtigen Beſchußmaterialien vorteilhaft zu verkaufen. 


V. Verfahren. 


Sell: 
Eimlieferung der Laufe uſw. 

Die eingelieferten Läufe oder Waffen werden nach Vergleichung mit den Einlieferungs⸗ 
ſcheinen in das Eingangsjournal eingetragen und, ſofern ſie nicht von dem Einlieferer ge⸗ 
zeichnet ſind, ſo gekennzeichnet, daß eine Verwechſelung ausgeſchloſſen iſt. Die von den 
einzelnen Einlieferern eingelieferten Stücke ſind tunlichſt ſo auseinander zu halten, daß ſie 
mit den von andern Einſendern eingelieferten Stücken nicht verwechſelt werden. 

Für ſolche Stücke, welche von den Einlieferern perſönlich oder durch Beauftragte ein⸗ 
geliefert werden, können Empfangsbeſcheinigungen ausgeſtellt werden. 

Ein Beſchußbuch iſt für ſolche Waffen oder Läufe zu führen, welche beim Beſchuß 
geſprungen ſind. 

Für auswärtige Sendungen iſt ferner ein Verſandbuch anzulegen, in dem Ein- und 
Ausgang vermerkt iſt. 


§ 16. 
Unterſuchung vor den Beſchußproben. 
Vor den Beſchußproben iſt zu unterſuchen: 
J. an Läufen vor der erſten Beſchußprobe, 

a) ob die Läufe im Innern frei von Riſſen, Schiefern, Aſchern und Bohrringen, 
äußerlich ſauber abgedreht oder gefeilt ſind und keine ſchädlichen Material 
fehler haben, 

b) ob das Mutzengewinde die richtige Länge und der Zündkanal der Mutze die 
richtige Weite hat; 

II. an Läufen mit Verſchlüſſen vor der zweiten oder einzigen Beſchuß— 
probe (Endprobe), 

a) ob die Läufe innerlich gut poliert oder gut gezogen und geſchmirgelt, frei 
von unganzen oder ſchädlichen Stellen ſind, ferner äußerlich frei von Material- 
fehlern und Beſchädigungen, ſauber abgezogen oder geſchmirgelt, auch die 
Lötungen bei Mehrläufen ſachgemäß ausgeführt ſind, 
ob die Verſchlußeinrichtungen ſauber ausgefeilt ſind, ob ſie tadellos funktionieren 
und einen ſicheren Verſchluß der Läufe herbeiführen, ob die Schlagſtifte ſich 
leicht in ihren Bohrungen bewegen, nicht über der Stoßfläche hervorragen 
und namentlich ob ſie an der Spitze frei von jeglichem Grat ſind, 
ob die Patronenlager glatt gebohrt, die beigefügten Patronenhülſen dem 
Patronenlager konform, die Patronenhülſen ſelbſt tadellos ſind und ſich ohne 
zu klemmen in das Patronenlager einführen laſſen, 
ob außerdem bei automatiſchen Waffen und Magazingewehren (Mehrladern) 
der Mechanismus tadellos funktioniert, die Patronen ſich anſtandslos in 
Lauf oder Magazin einführen laſſen und die Sicherheit beim Laden und Ab 
feuern ausreichend gewährleiſtet iſt, 
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e) ob bei Revolvern die Drehvorrichtung ficher funktioniert, insbeſondere ob die 
Patronenlager in der Patronenlagerwalze nach jeder Umſetzung ſich mit der 
Laufbohrung decken, die Patronenlagerwalze fertig gefeilt oder geſchmirgelt 
iſt, die Patronenlager ſelbſt ſauber gefraiſt ſind. 

Läufe und Läufe mit Verſchlüſſen, die den vorſtehenden Eigenſchaften nicht ent⸗ 
ſprechen, ſind dem Einſender zurückzugeben. Flobertwaffen müſſen mit einem beſonderen 
Verſchluß verſehen ſein. 

§ 17. 
Unterſuchung nach den Beſchußproben. 
Nach den Beſchußproben iſt zu unterſuchen: 
l. an Läufen nach der erſten Beſchußprobe, 
ob die Läufe frei von unganzen Stellen, Riſſen, Schiefern und Aſchern ge— 
blieben ſind, auch an keiner Stelle eine Kalibererweiterung (Aufbauchung) 
erlitten haben; 

Il. an Läufen mit Verſchlüſſen nach der zweiten oder einzigen Beſchuß— 

probe (Endprobe): 

a) ob die Läufe frei von unganzen Stellen, Riſſen, Schiefern und Aſchern ge 
blieben ſind, weder ſelbſt noch im Patronenlager eine Kalibererweiterung 
(Aufbauchung) erlitten haben, die Patronenhülſen ſich anſtandslos ausziehen 
laſſen, und ob bei Schrotgewehren die Länge der Patronenhülſe der Länge 
des Patronenlagers entſprochen hat, 
ob die Verſchlüſſe dicht geblieben und an den einzelnen Teilen der Berjchluß- 
einrichtung Stauchungen, unganze Stellen oder Riſſe nicht zutage getreten 
ſind; ob außerdem bei automatiſchen Waffen und Magazingewehren der 
Mechanismus beim Beſchuß tadellos funktioniert hat, die Patronen ſich un⸗ 
behindert aus dem Magazin in den Lauf einführten, die Hülſen ſich nicht 
feſtklemmten und die Zündung eine geſicherte geweſen iſt; ob die Drehvor- 
richtung der Revolver noch ſicher funktioniert und an der Patronenlagerwalze 
in keinem Patronenlager Aufbauchungen oder andere ſchädliche Fehler, wie 
Riſſe, Aſcher und unganze Stellen entſtanden ſind. 

Läufe oder Waffen, die bei den Unterſuchungen nach einer Beſchußprobe zu Aus— 
ſtellungen Veranlaſſung geben, ſind nach § 11 zu behandeln. 
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818. 
Feſtſtellung des Kalibers an Lauf und Patronenlager nach der Endprobe. 

Das Kaliber der Büchsläufe wird an der Mündung von Balken zu Balken mittels 
Stahlzylinder ermittelt; der ſtärkſte Zylinder, der ſich in den Lauf einführen läßt, beſtimmt 
das Kaliber. Das Kaliber der Schrotläufe wird nach der Laufweite 22 cm vom hinteren 
Ende beſtimmt. 

Die Weite der Patronenlager wird bei Schrotgewehren durch Patronenhülſen am 
beſten mit engliſchen Abmeſſungen ermittelt; die ſtärkſte Patronenhülſe, welche ſich in ein 
Patronenlager einladen läßt, beſtimmt deſſen Abmeſſungen. Bei den Büchsläufen iſt für 
das Patronenlager die Länge und der Faſſungsraum der Patronenhülſe beſtimmend. 


§ 19. 
Laden und Abfeuern der Laufe. 
I. Bei der erſten Beſchußprobe. 


Nachdem die Mutzen in die Läufe eingeſchraubt und die Läufe in dem Laderaum an 
die Ladetiſche mit der Mündung nach oben angeſtellt worden ſind, wird zunächſt durch 
Meſſen an der Mündung das Laufkaliber feſtgeſtellt. Hierauf wird die Pulverladung, ab⸗ 
gemeſſen oder abgewogen, unter Zuhilfenahme eines Trichters in den Lauf geſchüttet und 
auf die Pulverladung ein Filzpfropfen durch 2 bis 3 leichte Stöße mit einem Ladeſtock 
aufgeſchoben. Demnächſt wird die Bleiladung in den Lauf gebracht, auf dieſe mit dem 
vorerwähnten Ladeſtock wieder ein Filzpfropfen eingeführt und ſchließlich die Ladung durch 
2 bis 3 feſte Stöße zuſammengepreßt. 

Die geladenen Läufe werden alsdann in dem Beſchußraum für den erſten Anſchuß 
auf die Probierbank gelegt und zwar mit der Mutze über die Feuerleitungsrinne der Bank. 
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Sobald die genügende Anzahl Läufe auf der Bank zurecht gelegt iſt und die Arbeiter den 
Beſchußraum verlaſſen haben, ſchüttet im Beiſein des Beſchußbeamten ein Arbeiter in die 
Feuerleitungsrinne und das Schloß der Bank die Pulverleitung, ſpannt das Schloß, ſetzt 
das Zündhütchen auf, verläßt mit dem Beamten den Beſchußraum, ſchließt die Tür mittels 
Riegels, feuert die Läufe ab und öffnet die Ventilation. 

Nach jedem Schuß oder wenn die Zündung verſagt hat, darf der Beſchußraum vor 
Ablauf von fünf Minuten nicht wieder geöffnet werden. Die Läufe werden ſodann mit 
einem Ladeſtocke daraufhin unterſucht, ob die Ladung ſich entzündet hat. Läufe, bei denen 
ſich die Ladung nicht entzündet hat oder bei denen die Mutze herausgeflogen iſt, find noch— 
mals zu beſchießen. Die übrigen Läufe, ſoweit ſie etwa nicht geſprungen ſind, werden ge— 
reinigt und nach den vorſtehenden Beſtimmungen unterſucht. ; 

Es ift fireng darauf zu achten, daß bei allen Verrichtungen in dem Beſchußraume ſich 
Perſonen vor der Mündung der geladenen Läufe nicht befinden. 


§ 20. 
II. Bei der zweiten oder einzigen Beſchußprobe (Endprobe). 

Das Laden der Läufe mit Verſchlüſſen erfolgt: 

a) entweder mit fertigen Patronen, 

b) oder mit Patronen, die nur die Pulverladung und einen Filzpfropfen enthalten, 
auf den ſodann die Bleiladung und der zweite Filzpfropfen nachträglich auf 
geſetzt wird, 

e) oder in der Weiſe, daß die einzelnen Beſtandteile der Ladung nacheinander in 
den Lauf gebracht werden. 

Fa ei unter a aufgeführte Ladeart vollzieht ſich wie das Laden eines Gewehrs im 
ebrauch 

Bei dem Verfahren unter b und e iſt ein Ladeſtock mit bebogenem Griffe wie bei dem 
Laden der Läufe zur erſten Beſchußprobe anzuwenden; nur ſind die Stöße zur Vermeidung 

von Unglücksfällen vorſichtiger zu führen, und iſt namentlich darauf zu achten, daß die 
Zündſtifte im Verſchlußſtücke nicht überſtehen, deren Spitze abgerundet iſt und daß das Zünd— 
hütchen unter dem Boden der Patronenhülfe genügend verſenkt iſt. 

Die geladenen Läufe mit Verſchlüſſen werden einzeln zum Abfeuern in die in den 
Beſchußkarnmern für den zweiten Beſchuß aufgeſtellten Vorrichtungen eingeſpannt. Hierbei 
iſt auf folgendes zu achten: 

a) ſolange die Einſpaunung der Läufe nicht vollendet iſt, muß das Schloß der Vor⸗ 

richtung oder der Waffe geſichert ſein, 

b) das Abfeuern der Ladung darf erſt erfolgen, wenn die Tür der Kammer nach 

dem Korridor ſicher geſchloſſen iſt, 

c) bei Mehrläufen findet das Abfeuern der Ladung für jeden Lauf einzeln ſtatt, 

ch bei Verſagern darf die Beſchußkammer erſt nach 2 bis 3 Minuten wieder geöffnet 

und das Schloß der Vorrichtung nochmals geſpannt werden. Verſagt die Ladung 
wiederholt, ſo iſt der betreffende Lauf in der Beſchußkammer unter beſonderen Vor 


ſichtsmaßregeln durch den Beſchußbeamten zu entladen und im Laderaume wieder 
neu zu laden. 


$ 21. 
Beſchußladung und Stempelung. 
Die Beſchußladungen find nach den in den Ausführungsbeſtimmungen zu dem 
Geſetze vom 19. Mai 1891 gebotenen Normen zu bemeſſen. 
Die Stempelung der nach den Beſchußproben für gut befundenen Läufe und Ver⸗ 


ſchluͤſſe erfolgt mit den in den vorgenannten Ausführungsbeſtimmungen angegebenen 
Prüfungszeichen. 


VI. Kaſſenverwaltung. 
§ 22. 
Berichtigung der Gebühren uſw. 
Für Einlieferer, die mit der Beſchußanſtalt einen laufenden Geſchäftsverkehr von er— 
heblichem Umfang unterhalten, iſt ein Konto anzulegen und monatlich zu begleichen. Von 
ſolchen Einlieferern dagegen, welche nur gelegentlich oder in kleinen Poſten Läufe oder 
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Waffen zur Prüfung einſenden oder deren Zahlungsfähigkeit nach dem Ermeſſen des 
Direktors zu Bedenken Veranlaſſung gibt, werden die Gebühren und etwaigen ſonſtigen 
Koſten des Beſchuſſes bei Rückgabe der Waffen ſofort, bei Auswärtigen durch Poſt⸗ 
nachnahme eingezogen. 

Der Direktor führt ein Kontobuch, in dem die einzuziehenden Beträge gebucht werden, 
und fertigt dem Kaſſenführer über die weiter noch zu vereinnahmenden und über alle zu 
verausgabenden Beträge Rechnungsbeläge zu. Einlieferer, für die ein Konto anzulegen iſt, 
werden dem Kaſſenführer von dem Direktor namhaft gemacht. 

Für die 14tägigen Lohnzahlungen iſt die Lohnrechnung zugrunde zu legen. 


8 23. 
Kaſſenführung. 

Der Kaſſenführer verwaltet die Geſchäfte nach den für die Königlichen Forſtkaſſen⸗ 
rendanten in Preußen erlaſſenen Dienſtanweiſungen und den für die Kaſſenverwaltung der 
Beſchußanſtalt etwa ergehenden beſonderen Vorſchriften. Er hat für die Einziehung der 
Gebühren und ſonſtigen Einnahmen der Anſtalt Sorge zu tragen. Zur Niederſchlagung un⸗ 
beibringlicher Reſte iſt eine Verfügung des Direktors erforderlich. 

Dem Direktor iſt nach Erfordern eine Überſicht über die bei den einzelnen Etatstiteln 
vereinnahmten und verausgabten Beträge vorzulegen. 

Der Schriftverkehr der Kaſſe geht, ſoweit er ſich nicht ausſchließlich auf die Ein- 
ziehung und Auszahlung der einzelnen Poſten und die Rechnungslegung bezieht, durch die 
Beſchußanſtalt. 

8 24. 
Eiſerner Vorſchuß des Direktors. 

Zur ſofortigen Beſtreitung kleiner Ausgaben erhält der Direktor einen eiſernen 
Vorſchuß von einhundert Mark. Die aus dieſem Vorſchuß entnommenen Beträge hat ſich 
der Direktor fortlaufend dadurch erſtatten zu laſſen, daß er die Beläge zum baren Erſatze 
dem Kaſſenführer zuſtellt. 


VII. Schlußbeſtimmungen. 
§ 25. 
Beſtandsnachweiſungen. 

Am Schluſſe jedes Rechnungsjahrs hat eine Aufnahme der Beſtände auf Grund der 
einzelnen Nachweiſungen zu erfolgen. Die Ergebniſſe dieſer Aufnahme find in einer Ver— 
handlung feſtzulegen. Je eine Verbrauchsnachweiſung über Beſchußmaterialien und Büro⸗ 
ſchreibmaterialien iſt der Rechnungslegung des Kaſſenführers beizulegen. 

Eine Nachweiſung über abzuſetzende Inventarienſtücke ift dem Regierungspräſidenten 
zur Genehmigung einzureichen. 

§ 26. 

Der Regierungspräſident in Erfurt erläßt für das Verhalten der Beamten und 

Arbeiter im Betrieb eine Arbeitsordnung. 


Berlin, den 9. Oktober 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
III 8312. Sydow. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Vermittelung von Stellen im Auslande. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 2. Oktober 1909. 
Unter Hinweis auf den Erlaß vom 17. Mai 1908 (SM Bl. S. 202). 
In den letzten Jahren ſind wiederholt deutſche Arbeiter in größerer Zahl zur Beſchäftigung 
in ſchwediſchen Kalkbrüchen angeworben worden, haben aber zum großen Teile dieſe Arbeit 
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wegen Überanſtrengung oder unzureichender Löhnung wieder aufgegeben und alsdann von 
den deutſchen Konſularbehörden die Zurückbeförderung in die Heimat auf Reichskoſten ver⸗ 
langt, die ihnen nach ihrer Behauptung von den deutſchen Stellenvermittlern bei der An⸗ 
werbung für die ausländiſche Arbeitsſtelle in ſichere Ausſicht geſtellt war. 


Unter dieſen Umſtänden erſuche ich Sie, die in Betracht kommenden Stellenvermittler 
Ihres Bezirkes nochmals eindringlich davor warnen zu laſſen, daß ſie unter ſolchen falſchen 
Vorſpiegelungen Arbeiter für das Ausland anwerben. 


In Vertretung. 
IIb 9444. III 7820. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenieure von Dampfkeſſelüberwachungsvereinen. 


Bezeichnu * . 5 Mit der 8 d 
i Den nachgenannten Vereinsingenieuren ſind Stellvertretung 1 


erteilt worden die Berechtigungen des Ober⸗ 
Ingenieurs ſin 
I. Grades. II. Grades. III. Grades. | IV. Grades.] beauftragt 


der Vereine 
nach 
ihrem Sitze 


Vereins⸗ 
d tätigkeit find 
ausgeſchieden: 


Aachen. — — Burgdorff N = — 
inne — — Wriedt = Fe 
Brealu) 2.5 — 3 m Dantine end ö 
Caſſel . . Brandt — 

Cöln „A 

Danzig. 
Eſſen 
Frankfurt a. M. 


- Mohrin —— = — 
Hintz Bergmann — — u 

— — Kuhlmann 

Maurach — — — Reinecke 
Frankfurt a. O. — — — — Nauſchütz 
Halle a. S. e ze = — — — Weilandt 
Hannover . . Schmidt Bullinger — — — = 
Magdeburg 5 — Ahrens — — 5 
Polen . . . Müller Küpper Hartwig — — 5 
Ruhrort a — — — Ruloffs — — 
Siegen Gröhe — — Güthing — — 
Trier 9 — — Schroth = — 
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3. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Preisfeſtſtellung für Viehhöfe. 

Auf Grund des Geſetzes, betreffend die Preisfeſtſtellung beim Markthandel mit Schlacht 
vieh, vom 8. Februar 1909 (RGBl. S. 269) ſind von dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
weitere Preisfeſtſtellungsordnungen erlaſſen worden (vergl. Preisfeſtſtellung für Viehhöfe 
HMBl. S. 419), und zwar 

am 31. Auguſt d. J. für die ſtädtiſchen Viehhöfe zu Frankfurt a. M. und Wiesbaden, 
am 3. September d. J. für den ſtädtiſchen Viehhof zu Poſen. 

Die Preisfeſtſtellungsordnungen ſind in den betreffenden Regierungs-Amtsblättern 
veröffentlicht worden. 
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4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Betrieb von Schmirgelſcheiben. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. Oktober 1909. 

Der Verein Deutſcher Ingenieure hat eine Abänderung der durch Erlaß vom 1. Sep⸗ 
tember 1897 (B 7861)*) mitgeteilten Grundſätze, betreffend den Betrieb von Schmirgel⸗ 
ſcheiben, beantragt, die durch das im Abdruck beigefügte Gutachten der Königlichen Tech⸗ 
niſchen Deputation für Gewerbe vom 9. Auguſt d. J. empfohlen wird. Dementſprechend 
5 ich beſchloſſen, den Nummern VII und X jener Grundſätze folgende Faſſung zu 
geben. 

VII. Die ſekundliche Umlaufsgeſchwindigkeit der Schmirgelſcheiben richtet ſich nach 
ihrer Herſtellungsweiſe, insbeſondere nach den dabei verwendeten Bindemitteln. 

Es iſt darauf hinzuwirken, daß die Fabrikanten von Schmirgelſcheiben nur ſolche 
Scheiben in den Verkehr bringen, deren Widerſtandsfähigkeit durch fortlaufende geeignete 
Proben geprüft iſt, und daß die vom Fabrikanten hiernach und nach Maßgabe feiner Er- 
fahrungen als zuläſſig angeſehene Umlaufszahl, die Art der Bindung des Steines (durch 
vegetabiliſche, keramiſche oder mineraliſche Bindemittel), die Abmeſſungen der Scheibe und 
die Firma des Fabrikanten oder deſſen Schutzmarke in deutlicher und dauerhafter Weiſe 
auf jeder Scheibe bezeichnet ſind. 

Es iſt ferner darauf hinzuwirken, daß die Schmirgelſcheiben mit einer geringeren als 
der vom Fabrikanten als zuläſſig bezeichneten Umlaufszahl in Betrieb genommen werden, 
um Schwankungen in der Umlaufszahl der Betriebsmaſchine Rechnung zu tragen. 

Den Betriebsunternehmern iſt anzuraten, im Betriebe die nachſtehenden ſekundlichen 
Umfangsgeſchwindigkeiten nicht zu überſchreiten: 


bei Scheiben mit mineraliſcher Bindung ͤ rem 
bei Scheiben mit vegetabiliſcher und keramiſcher Bindung und bei Zu⸗ 
führung des Arbeitsſtücks mit Hand (Handſchleifmaſchine) „ e 


bei Scheiben mit vegetabiliſcher und keramiſcher Bindung und bei mecha⸗ 
niſcher Zuführung des Arbeitsſtücks (Supportſchleifmaſchinen) . . 35 


Bei Nachweis eines entſprechend hohen Probelaufs und bei beſonders ſtarken Schutz⸗ 
vorrichtungen kann in Ausnahmefällen bei Supportſchleifmaſchinen bis zu 50 m Umfangs⸗ 
geſchwindigkeit gegangen werden. Fällen, in denen dies geſchieht, haben jedoch die Ge⸗ 
werbeaufſichtsbeamten ihre beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden und auch ihrerſeits zu 
prüfen, ob die Vorausſetzungen für die Zulaſſung einer ſolchen Umfangsgeſchwindigkeit tat⸗ 
ſächlich erfüllt ſind. 

Scheiben mit mineraliſcher Bindung dürfen nur zum Trockenſchleifen Verwendung 
finden. 
> Scheiben, welche keine Bezeichnung ſeitens des Fabrikanten über Bindung und Um⸗ 
laufszahl tragen, dürfen nur mit höchſtens 15 m Umfangsgeſchwindigkeit betrieben werden. 

Elektriſche Antriebsmaſchinen ſind ſo anzuordnen, daß ihre Umlaufszahl der Art der 
Schmirgelſcheiben angepaßt werden kann. 

Bei Schmirgelmaſchinen mit Stufenſcheiben hat der Betriebsunternehmer durch An⸗ 
ſchlag möglichſt in der Nähe der Maſchine die Arbeiter darüber aufzuklären, auf welche 
Scheiben der Riemen je nach der Größe der Schmirgelſcheiben aufzulegen iſt, bei elektriſchen 
Arbeitsmaſchinen, welche Schaltung der zuläſſigen Umfangsgeſchwindigkeit entſpricht. 

X. Die vorſtehenden Grundſätze ſind auf alle künſtlichen Schleifſcheiben, welche aus 
künſtlichen oder natürlichen Schleifmitteln (wie Carborundum, Corundum, Alundum, Corubin, 
Electrorubin, Carboſilite u. a. m., mit Ausſchluß der Sandſteine) mit Bindemitteln hergeſtellt 
ſind, ſinngemäß zur Anwendung zu bringen. 


In Vertretung. 
III 6896. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


) Der Erlaß wird nachſtehend S. 449 abgedruckt. 


Anlage. 
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Anlage. 


Königliche Technische Deputation für Gewerbe. 
Berlin, den 9. Auguſt 1909. 

Aus den Berichten der Regierungen zu Potsdam, Stettin, Breslau, Oppeln, Magde⸗ 
burg, Hannover, Arnsberg, Wiesbaden, Coblenz und Düſſeldorf, ferner aus den durch die 
Eingabe vom 6. Februar d. J. vorgelegten Verhandlungen des Vereins deutſcher Reviſtons⸗ 
ingenieure iſt zunächſt zu erkennen, daß die Grundſätze vom Jahre 1897 inſofern ihre 
Schuldigkeit getan haben, als fie eine ſehr weſentliche Verminderung der Unfälle herbei- 
geführt haben, obgleich die Zahl der im Betriebe befindlichen Schmirgelſcheiben außer⸗ 
ordentlich zugenommen hat. Immerhin ſind Verhältniſſe eingetreten, hervorgerufen durch 
Anderung und Beſſerung der Herſtellungsverfahren und in der Anwendung der Scheiben, 
die eine entſprechende Umänderung der Grundſätze geboten erſcheinen laſſen. Bemerkens⸗ 
wert iſt insbeſondere die Tatſache, daß die im Jahre 1897 nur wenig bekannte, daher in 
den Grundſätzen gar nicht benannte keramiſche Bindung (Brennen der Schmirgelkörner mit 
Schamotte oder Porzellanerde) ſtark in den Vordergrund getreten iſt, während die mine⸗ 
raliſche Bindung (Zuſatz von Magneſiazement auf kaltem Wege) faſt völlig zurücktritt und 
nur die vegetabiliſche (Gummi⸗ oder Leimzuſatz) ihre Bedeutung behält. Die Berichte er⸗ 
geben auch, daß im allgemeinen die bisher geltende Höchſtgeſchwindigkeit für den Umfangs⸗ 
lauf der Scheiben genügte, daß aber unter gewiſſen Verhältniſſen darüber hinaus gegangen 
werden muß, auch gegangen werden kann, ohne die Unfallgefahr merklich zu erhöhen. 

Die von uns in dem Berichte vom 12. Mai v. J. aufgeworfenen Fragen laſſen ſich 
nunmehr mit genügender Sicherheit beantworten: 

1. Vom Standpunkte der Betriebsſicherheit iſt das Bindemittel von weſentlicher Be- 
deutung. Während die keramiſch und vegetabiliſch gebundenen Scheiben unter verſchiedenen 
Verhältniſſen, ſo insbeſondere auch bei Näſſe oder Trockenheit, ein ziemlich gleiches Ver⸗ 
halten zeigen, haben die mineraliſch gebundenen Scheiben erheblich geringere Feſtigkeit und 
„leiden unter dem Einfluß der Feuchtigkeit fo ſehr, daß fie unter Umſtänden treiben und zerfallen. 

2. Die mineraliſche Bindung ſpielt wegen ihrer Billigkeit und wegen der Einfachheit 
des Herſtellungsverfahrens noch eine gewiſſe Rolle, ſo daß ihr völliges Verbot ſich aus 
wirtſchaftlichen Gründen nicht rechtfertigen läßt. Doch ſind für die Verwendung mineraliſch 
gebundener Scheiben ſchärfere Bedingungen zu ſtellen. 

3. Zwiſchen Scheiben mit ebenen und mit gewölbten Flanken iſt in der Praxis ein 
Unterſchied nicht zu machen. Koniſch geformte Scheiben würden dann ſicherer ſein, wenn 
fie mit den zugehörigen Backen (Feſthalteſcheiben) immer genau zur Anlage kämen. In 
Wirklichkeit iſt das aber nicht immer oder gar nur ſelten der Fall. Nachdem die Be- 
feſtigungsmethoden beſſer durchgebildet worden ſind, bieten gerade Flanken dieſelbe Sicher⸗ 
heit hinſichtlich der Zuverläſſigkeit der Befeſtigung. Man hat erkannt, daß eben die Be— 
feſtigungsmethode die beſte iſt, welche eine ſichere, möglichſt große Auflagefläche zwiſchen 
dem Steine und den beiden Backen bietet. 

4. Auch iſt nach dem Urteile der Praktiker kein Unterſchied nach der Größe der 
Scheiben zu machen. Wenn auch bei den kleinen Scheiben, die meiſt auch geringe Diden- 
abmeſſungen haben, eine größere Gleichmäßigkeit des Materials anzunehmen iſt, ſo iſt 
wiederum zu beachten, daß ſie empfindlicher gegen äußere Beanſpruchungen, wie Stöße und 
ſeitliche Drücke, ſind. Im Intereſſe der Einfachheit der Grundſätze dürfte kein Unterſchied 
zwiſchen kleinen und großen Scheiben zu machen ſein, und zwar umſoweniger, als der Be⸗ 
griff groß und klein allein für die Beurteilung der Abmeſſungen der Steine nicht genügt, 
vielmehr das Verhältnis des Durchmeſſers zur Dicke auch eine Rolle ſpielt und es auch 
ſchwierig ſein dürfte, überhaupt eine treffende Grenze feſtzulegen. 

5. Vom Geſichtspunkte der Betriebsſicherheit betrachtet, bietet das Naßſchleifen keine 
Vorzüge: ja, es iſt bei mineraliſch gebundenen Steinen direkt bedenklich und dort zu ver⸗ 
bieten. Bei den anderen Bindungsarten iſt ein Unterſchied zwiſchen Naß⸗ und Trocken⸗ 
ſchleifen nicht zu machen. Zwar können keramiſch gebundene Steine, wenn ſie ſich voll 
Waſſer ſaugen und dem Froſte ausgeſetzt werden, Riſſe bekommen, doch ſind ſolche Fälle 
äußerſt ſelten zu beſorgen. Demgegenüber ſteht der Vorteil, daß beim Nachſchleifen die 
Gefahr der übermäßigen Erwärmung der Steine vermindert wird, desgleichen die Staub⸗ 
beläſtigung. 

fü Die Frage, ob bei gut ausgebildeten Schutzvorrichtungen auch weſentlich höhere 
Umfangsgeſchwindigkeiten zugelaſſen werden können, iſt zu bejahen. Allerdings ſcheint das 
Bedürfnis darnach nicht groß zu ſein; Geſchwindigkeiten über 35 m hinaus kommen nur 
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jelten vor. In ſolchen Ausnahmefällen iſt es im Hinblick auf die große Steigerung der 
Unfallgefahr wohl berechtigt zu fordern, daß eine Prüfung der Schutzvorrichtungen und der 
ſonſtigen Verhältniſſe durch den zuſtändigen ſachverſtändigen Beamten ſtattfindet. Doch 
braucht dieſe der Inbetriebnahme nicht vorauszugehen; es genügt, wenn der Beamte recht⸗ 
zeitig Kenntnis erhält. 

7. Ein Unterſchied in den Umfangsgeſchwindigkeiten iſt zwiſchen Handſchleifmaſchinen 
und Supportſchleifmaſchinen vorhanden und läßt ſich vom Standpunkte des Unfallſchutzes 
rechtfertigen. Die Art der Zuführung des zu bearbeitenden Gegenſtandes iſt bei der Sup⸗ 
portſchleifmaſchine gleichmäßig und vermeidet alle Stöße und ungleichmäßigen Beanſpruchun⸗ 
gen. Im allgemeinen wird die Schmirgelſcheibe auch nur an ihrem Umfange, rechtwinklig 
zu ihrer Drehachſe auf Druck, alſo nicht ſeitlich auf Biegung beanſprucht. In dieſer Arbeits⸗ 
weiſe liegt eine erheblich größere Sicherheit gegenüber der Zuführung des oft ſehr ſchweren 
und unbequem zu handhabenden Arbeitsſtücks von Hand, wobei ſelbſt bei einiger Sorgfalt 
übermäßige Beanſpruchungen und Stöße ſich nicht vermeiden laſſen. Das Bedürfnis nach 
ſehr großen Geſchwindigkeiten iſt aber bei Handzuführung nur ſehr ſelten vorhanden; nach 
den Berichten aus der Praxis kommt man mit 25 m vollkommen aus. 

8. Es wird als erwünſcht anerkannt, daß die Schmirgelſcheiben mit Bezeichnungen 
(Etiketts) verſehen werden, aus denen die Abmeſſungen der Scheibe, die Art der Bindung, 
die höchſte zuläſſige Umlaufszahl und die Firma bezw. deren Schutzmarke zu erſehen ſein 
müſſen. Weitere Angaben werden nicht für notwendig erachtet. 

Nach dieſen Feſtſtellungen glauben wir, eine den Fortſchritten der Technik beſſer ent- 
ſprechende Faſſung der Nr. VII und X im Sinne des Antrags des Vereins deutſcher 
Ingenieure, jedoch unter gleichzeitiger Berückſichtigung der anderweit gemachten Erfahrungen, 
empfehlen zu können. 


Betr. Betrieb von Schmirgelſcheiben. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 1. September 1897. 

Die Berichte der Herren Regierungspräſidenten über die Erfahrungen, die bisher bei 
der Durchführung der mit meinem Erlaß vom 15. Januar v. Is. mitgeteilten „Grundſätze, 
betreffend den Betrieb von Schmirgelſcheiben“, gemacht ſind, lauten übereinſtimmend dahin, 
daß dieſe „Grundſätze“ ſich im allgemeinen bewährt haben, enthalten aber im einzelnen eine 
Reihe von Abänderungs- und Ergänzungsvorſchlägen. Ich habe deshalb die „Grundſätze“ 
unter Berückſichtigung dieſer Vorſchläge einer Umarbeitung unterziehen laſſen und teile ſie 
Ihnen nunmehr in der neuen Faſſung zu weiterer Veranlaſſung mit. 

Zur Erläuterung der darin neu aufgenommenen Beſtimmungen bemerke ich noch folgendes: 

In den Berichten der Herren Regierungspräſidenten wird gegen die „Grundſätze“ in 
ihrer bisherigen Faſſung mehrfach geltend gemacht, daß einige Vorſchriften zu eng gefaßt 
ſeien (beiſpielsweiſe hinſichtlich der Art und Stärke der weichen Zwiſchenlagen zwiſchen 
Flantſchen und Steinen, der Lochweite der Steine, der Anwendung von Diamantabdreh- 
werkzeugen u. a. m.), daß ſich andere Konſtruktionen zu ſehr den Ausführungen einzelner 
Fabrikanten anſchließen (vergl. Ziffer V und XIII), und daß endlich einige Grundſätze, be⸗ 
ſonders hinſichtlich der freien Ringfläche bei Steinen mit auswechſelbaren Flantſchen, der 
gekitteten Riemen u. ſ. w. nicht durchführbar ſeien, bezw. unnötige Erſchwerungen des Be⸗ 
triebs herbeiführten. 

Dieſe Einwände ſind als berechtigt anzuerkennen und haben deshalb bei der Um— 
arbeitung der Grundſätze Berückſichtigung gefunden. 

Einige der Herren Berichterſtatter, von der richtigen Auffaſſung geleitet, daß in erſter 
Linie der Fabrikant der Schmirgelſcheiben durch Herſtellung tadelloſer Steine der Unfall⸗ 
gefahr vorbeugen müſſe, haben außerdem noch weitergehende Vorſchläge gemacht, um einen 
ſicheren Betrieb der Schmirgelſcheiben möglichſt zu gewährleiſten. 

Die zuläſſige Umfaugsgeſchwindigkeit der Schmirgelſcheiben hängt nächſt dem Durch⸗ 
meſſer der Steine von der Art des verwendeten Bindemittels für die Schmirgelkörner ab. 
Es werden harte oder ſpröde Steine mit mineraliſchen Bindemitteln, weichere lelaſtiſche) 
Steine mittels Gummi (welcher nach der Formgebung der Scheibe vulkaniſiert wird) her⸗ 
geſtellt. Innerhalb der äußerſten Grenzen liegen Steine mit mittleren Härtegraden, deren 
Zähigkeit durch den Rauhgrad des Kernes bedingt wird. Die Dehnbarkeit der Gummiſteine 
iſt größer als diejenige der Steine mit mineraliſcher Bindung und dementſprechend ſind 


Anlage. 
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auch ihre Zähigkeit und ihr Widerſtand gegen die Zentrifugalkraft größer. Für einen Stein 
mit Gummibindung wird daher eine höhere Umlaufszahl zugelaſſen werden können, als für 
einen ſonſt gleichen Stein mit ſprödem Bindemittel. Da nun an dem fertigen Fabrikat nicht 
ohne weiteres zu beurteilen iſt, ob der Stein mit Gummi oder mineraliſchen Bindemitteln 
hergeſtellt iſt, ſo wird unter Ziffer VII der Grundſätze verlangt, daß die Art des Binde⸗ 
mittels in dauerhafter Weiſe (3. B. durch Stempelung oder Färbung) auf dem Steine er⸗ 
kennbar gemacht wird. 

Es iſt ferner vorgeſchlagen worden, daß die Schmirgelſteinfabrikanten verpflichtet 
werden möchten, die Steine bereits in der Fabrik einer Prüfung durch Leerlaufen mit er⸗ 
höhter Geſchwindigkeit zu unterziehen. Gegen dieſen Vorſchlag ſprechen erhebliche Bedenken. 
Abgeſehen von der Schwierigkeit, bei dem bedeutenden Umſatz in Schmirgelſteinen jeden 
einzelnen derſelben vor dem Verkauf in der angegebenen Weiſe zu prüfen, hat der Probe⸗ 
lauf für Steine mit kleinem Durchmeſſer keinen Wert und iſt bei größeren Steinen von 
zweifelhaftem Nutzen, da bei dieſem Verſuche nur ein Teil der bei der Verwendung auf⸗ 
tretenden Kräfte auf denſelben einwirkt. Es iſt ferner nicht unwahrſcheinlich, daß härtere 


Steine bei 


dem Probelauf innere Strukturveränderungen erleiden (Lockerung des Gefüges), 


die ihre Widerſtandsfähigkeit ſchwächen. Aus demſelben Grunde iſt ein Probelauf mit 


Bremſung, 


durch welchen die ſpätere Beanſpruchung des Steines nachgeahmt wird, nicht 


ratſam. Da das Zerſpringen von Steinen wegen innerer Riſſe ſelten bei neuen Steinen, 
ſondern meiſt nach längerer Betriebszeit beobachtet worden iſt, jo ſcheint auch dieſe Er- 
fahrung darauf hinzudeuten, daß Riſſe in neuen Steinen durch Leerläufe nicht leicht auf⸗ 
zufinden ſein werden. Damit ſtimmen die bei ſolchen Verſuchen erreichten hohen Umfangs⸗ 
ſchnellen (55 m) überein, die angewendet werden mußten, um Steine mit künſtlich herge⸗ 
ſtellten Riſſen zu ſprengen (vergl. Zeitſchrift der Centralſtelle 1897, S. 71). 

Der Probelauf der Steine erſcheint daher nicht als ein unbedingt zuverläſſiges, ſondern 
nur als eines der Prüfungsmittel, welche vom Fabrikanten ausgeführt werden müſſen, um 
ſich fortlaufend über die Güte ſeiner Steine zu unterrichten. Von anderen Fabrikanten 
werden neuerdings mit entſprechend geformten Probeſteinen Zerreißverſuche in ähnlicher 
Weiſe angeſtellt wie dies bei Zementproben üblich iſt. 

Unter Ziffer VII der Grundſätze wird es deshalb zwar als erwünſcht bezeichnet, daß 
die Fabrikanten nur ſolche Steine in Verkehr bringen, die auf ihre Widerſtandsfähigkeit in 
geeigneter Weiſe geprüft ſind und einen die zuläſſige Umlaufszahl angebenden Stempel 
tragen; eine beſtimmte Prüfungsmethode iſt aber nicht vorgeſchrieben. 


B 7861. 


In Vertretung. 
(gez.) Lohmann. 


An die Königlichen Regierungs⸗Präſidenten und an den hieſigen Königlichen Polizei⸗ 
Präſidenten. 


Anlage. 


Grundſuͤtze, betreffend den Betrieb von Schmirgelſcheiben. 


J. Schmirgel⸗Schleifmaſchinen find fo aufzuſtellen und zu unterhalten, daß die Schmirgel- 
ſcheibe keinen Erſchütterungen ausgeſetzt iſt. 


Zur 
empfohlen: 
te 
2, 


[by] 


Erreichung dieſes Zweckes wird die Beachtung der folgenden Maßnahmen 


Die Maſchine muß auf kräftigem Unterbau aufgeſtellt und gut befeſtigt werden. 
Den Lagerſtellen der Schleifwelle iſt dauernde Sorgfalt zuzuwenden. Die 
Schleifwelle darf nicht in den Lagern ſchlottern oder ſich ſeitlich verſchieben 
laſſen. Die Lagerſtellen ſind vor dem Eindringen von Staub zu ſchützen, häufig 
zu reinigen und gut zu ſchmieren. 


Es iſt auf gleichmäßigen ruhigen Lauf ſowohl der Betriebsmaſchine als auch 


der Triebwelle und der Vorgelege zu achten. Antrieb⸗Riemſcheiben der Schleif- 
maſchinen dürfen nicht unrund ſein oder ſchlagen. 


Antriebriemen find möglichſt kräftig und breit zu wählen ſowie genügend 


geſpannt zu halten, damit die Riemen nicht ſchlagen. Die Verbindungsſtellen 
der Riemen ſollen auf der Lauffläche keine Unebenheiten haben. 


Die Schmirgelſcheibe muß genau im Mittelpunkte befeſtigt werden. Unrund 


gewordene Steine ſind außer Betrieb zu ſetzen, bis der Mangel beſeitigt iſt. 
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II. Die Schmirgelſteine dürfen nicht durch Aufpreſſen oder Aufkeilen auf Wellen be- 
feſtigt werden, ſondern müſſen loſe über etwa vorhandene Wellen gehen und durch geeignete 
Befeſtigungsmittel mit der Welle feſt verbunden werden. 

Die Verwendung von paſſenden Metallfuttern zum Aufbringen der Steine auf die 
Welle wird empfohlen. 

III. Zur Befeſtigung der Schmirgelſcheiben auf Wellen ſind Metallflantſchen mit 
Druckverſchraubung unter Verwendung weicher elaſtiſcher Zwiſchenlagen zwiſchen Flantſchen 
und Stein oder anderer dem gleichen Zwecke dienenden Mittel zu benutzen. 

Die ſeitlichen Befeſtigungsflantſchen ſollen jo groß gewählt werden, wie es der Ver— 
wendungszweck des Steines geſtattet. 

IV. Die Verſchraubungen für die Befeſtigungsflantſchen ſollen vorſichtig und ins- 
beſondere bei dünnen Scheiben nur mit mäßiger Kraft angezogen werden, damit die Steine 
nicht durch zu ſtarke Preſſung zwiſchen den Befeſtigungsteilen leiden. 

Um das Lockern der Muttern zu verhüten, iſt das Gewinde ſo zu ſchneiden, daß 
durch die Umdrehrichtung der Welle ein Feſtziehen der Muttern bewirkt wird. Erforder⸗ 
lichenfalls ſind Gegenmuttern und andere zweckentſprechende Sicherungen anzuwenden. 

V. Es wird empfohlen, zum Schleifen mit der Hand tunlichſt Handvorlagen zu be- 
nutzen, da durch ungleiches Aufdrücken beim Schleifen aus freier Hand die Schmirgelſteine 
leicht unrund werden. 

Um das Einklemmen des Arbeitsſtücks zwiſchen Vorlage und Stein zu verhindern, 
muß erſtere der Abnutzung des Steines folgend in möglichſter Nähe des Steinumfanges 
angebracht und in ihrer jeweiligen Stellung durch ſichere Befeſtigungsmittel gehalten werden. 

VI. Steine, welche im Betrieb unrund geworden ſind, ſollen mittels geeigneter Ab— 
1 unter tunlichſter Vermeidung heftiger Erſchütterungen des Steines abgedreht 
werden. 

Das Behauen der Steine mit Hämmern oder Meißel iſt zu vermeiden, da die Steine 
dabei leicht riſſig werden. 

VII. [Neue Faſſung, zu vergl. den vorſtehenden Erlaß (S. 447) vom 8. Oktober 1909. 

VIII. Schmirgelſchleifmaſchinen müſſen durch Vorrichtungen, die ſtoßfrei wirken, un 
abhängig von der Antriebwelle in und außer Betrieb geſetzt werden können. Die Ingang⸗ 
ſetzung darf nur allmählich erfolgen, um einen plötzlichen Übergang aus der Ruhe in die 
Bewegung zu vermeiden. Ebenſo iſt jede plötzliche Hemmung der Schleifwelle bezw. der 
Triebwelle zu vermeiden. 

IX. Schmirgelſcheiben müſſen in der Regel mit zweckentſprechenden Schutzhauben oder 
Schutzbügeln verſehen werden. 

An die Schutzvorrichtung müſſen nachſtehende Anforderungen geſtellt werden: 

Dieſelben ſind aus zähem Bauſtoffe herzuſtellen. 

Alle Teile der Schutzvorrichtung ſind reichlich ſtark zu bemeſſen. Die Schutzvorrichtung 
ſoll ſich möglichſt nahe an den Umfang des Steines anſchließen. Schutzvorrichtungen, welche 
durch ihre Bauart geeignet ſind, die Stoßwirkung abzuſchwächen und je nach der Abnutzung 
der Steine oder dem benutzten Teile des Umfanges derſelben verſtellbar ſind, können 
beſonders empfohlen werden. 


Von der Anbringung von Schutzvorrichtungen kann nur abgeſehen werden: 


a) wenn die ſekundliche Umfangsſchnelle 5 m nicht überſchreitet und der Stein 
mindeſtens auf der Hälfte ſeines Durchmeſſers von den Befeſtigungsflantſchen 
bedeckt wird, oder 

wenn die Schleifmaſchine jo aufgeſtellt iſt, daß Sprengſtücke mit Sicherheit auf- 
gefangen werden, und ein Verkehr von Menſchen weder in der Flugbahn noch 
vor der Schleifmaſchine zu ihrer Bedienung ſtattfindet, oder wenn der Schmirgel⸗ 
ſtein vom Arbeitsſtücke ſo umſchloſſen wird, daß abſpringende Teile des Steines 
in ihrer Flugbahn aufgefangen werden, oder 

wenn zur Befeſtigung der Schmirgelſcheibe auswechſelbare Flantſchen angewendet 
werden, welche ſtets höchſtens 50 mm des Steinkranzes frei laſſen und das 
Schleifrad täglich nach Beendigung der Arbeit von einem Arbeiter verantwortlich 
darauf unterſucht wird, daß der Stein keine Beſchädigungen erlitten hat, genau 
rund iſt und von den Befeſtigungsflantſchen ſicher gehalten wird. 


X. [Neue Faſſung, zu vergl. den vorſtehenden Erlaß (S. 447) vom 8. Oktober 1909. 
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5. Arbeiterverſicherung. 
Kraukenverſicherung. 
Betr. Innungskrankenkaſſen ($ 73 KG.). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 13. Oktober 1909. 

Auf die Beſchwerde der Innungskrankenkaſſe der Zwangsinnung in N. wird die Ent⸗ 
ſcheidung des Bezirksausſchuſſes vom 30. Juli d. Is., wodurch der Nachtrag zu dem Neben⸗ 
en der Innung, betreffend die Innungskrankenkaſſe, genehmigt worden iſt, hierdurch auf- 
gehoben. 

In der Literatur (zu vergl. Hoffmann in Arb.⸗Verſ. 1898 S. 328, v. Woedtke⸗Eucken 
Anm. 3b zu $ 73 KG., Landmann, GewO. Anm. 2e zu § 90, Fuld in Arb. Verſ. 1907 
S. 761) wird, wie auch die mit der Beſchwerdeſchrift vorgelegte Sammlung von Gutachten 
ergibt, faſt ausſchließlich die Auffaſſung vertreten, daß über Abänderungen der Innungs⸗ 
krankenkaſſen⸗Statuten ($ 73 KVG.) allein die Generalverſammlung der Kaſſe zu beſchließen 
hat. Demgemäß iſt bei Entſcheidung über Beſchwerden wegen Abänderung von Innungs⸗ 
krankenkaſſen⸗Statuten grundſätzlich daran feſtgehalten worden, daß die Innungsverſammlung 
zur Beſchlußfaſſung über Abänderung von Nebenſtatuten nicht zuſtändig ſei. Hiervon ab- 
ugehen, liegt ein begründeter Anlaß nicht vor. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes, der 
di auf die abweichende, übrigens auch vereinzelte Rechtsauffaſſung Hahns in Arb. Verſ. 
1907 S. 585 ſtützt, mußte daher aufgehoben werden. 


III 8422. In Vertretung. 
(gez.) Schreiber. 


An den Bezirtsausſchuß in N. 


Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß ſie, 
vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken- und Sterbekaſſe „Beſtändigkeit“ zu Breslau, 

2. Kranken⸗Unterſtützungs⸗Verein zu Preungesheim (E. H.), 

3. Allgemeiner Kranken⸗ und Sterbe⸗Verein zu Dotzheim (E. H.), 
4. Allgemeine Krankenunterſtützungskaſſe (E. H.) in Windecken. 


Berlin, den 21. Oktober 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
Zu III 8472 II. Ang. Schreiber. 
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